
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Voranschlag 2016 (BRG 15.041)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Zumbach, David

Bevorzugte Zitierweise

Zumbach, David 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Voranschlag 2016
(BRG 15.041), 2015. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 24.04.2024.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Öffentliche Finanzen
1Voranschlag

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
FK-SR Finanzkommission des Ständerates

CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Im August 2015 verabschiedete der Bundesrat den Voranschlag 2016 und rechnete mit
einem ordentlichen Finanzierungsdefizit von CHF 400 Mio. Budgetierten Einnahmen
von CH 66,7 Mrd. stellte die Regierung Ausgaben in der Höhe von CHF 67,1 Mrd.
gegenüber. Aufgrund der konjunkturellen Eintrübung durch die Aufhebung des
Mindestkurses hätten die Einnahmenschätzungen deutlich nach unten korrigiert
werden müssen, so der Bundesrat. Um die Vorgabe der Schuldenbremse, die aufgrund
der schwachen Wirtschaft ein maximales Defizit von CHF 601 Mio. zugelassen hätte,
einhalten zu können, seien deshalb substanzielle Bereinigungsmassnahmen notwendig
geworden. Im Vergleich zum Finanzplan 2016-2018 schlug der Bundesrat Einsparungen
von CHF 1,3 Mrd. vor, die zusammen mit dem CHF 630 Mio. starken und 2016
greifenden Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspaket (KAP 2014) zu einem
Nullwachstum der budgetierten Ausgaben führte. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.08.2015
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2015 beschäftigten sich die Räte mit dem Voranschlag 2016, der
vom Bundesrat im August verabschiedet worden war und Einsparungen im Umfang von
CHF 1,3 Mrd., davon nach Angaben von Finanzministerin Widmer-Schlumpf rund CHF
870 Mio. Querschnittkürzungen, vorsah. Der als Erstrat fungierende Ständerat schuf in
der ersten Lesung nur gerade eine Differenz zum Budgetvorschlag des Bundesrates. Auf
Antrag seiner Finanzkommission (FK-SR) hiess er diskussionslos eine Aufstockung des
Budgets für die Dachverbände der Familienorganisationen um CHF 770'000 auf neu
CHF 2 Mio. gut. Ein Minderheitsantrag Häberli-Koller (cvp, TG), der die Ausfuhrbeiträge
für landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte („Schoggigesetz“) um CHF 26,7 Mio. auf
CHF 94,6 Mio. erhöhen wollte, scheiterte knapp mit 21 zu 23 Stimmen. Ebenso wurden
Einzelanträge der Ständeräte Engler (cvp, GR), der die Beiträge an Schweiz Tourismus
(19 zu 25 Stimmen) und für die Exportförderung (18 zu 23 Stimmen) aufstocken wollte,
und Baumann (cvp, UR), der die Direktzahlungen an die Landwirtschaft auf dem Niveau
des Vorjahres (CHF 2,8 Mrd.) belassen wollte (19 zu 21 Stimmen), abgelehnt. Grössere
Anpassungen am bundesrätlichen Vorschlag nahm der Nationalrat vor. Gleich zu Beginn
der Verhandlungen nahm die grosse Kammer mit 103 zu 84 Stimmen den Antrag einer
von SVP, FDP und GLP unterstützen Minderheit Vitali (fdp, LU) an, die die Sach- und
Betriebsausgaben des Bundes um CHF 125 Mio. kürzen und damit auf das Niveau des
Jahres 2014 zurückschrauben wollte. Die von einer Minderheit Schibli (svp, ZH)
geforderten Querschnittskürzungen bei den Bundesausgaben (CHF 3,1 Mrd.) und beim
Personalaufwand (CHF 162 Mio.) gingen dem Nationalrat dann aber zu weit und wurden
deutlich abgelehnt. Hingegen hiess die grosse Kammer mit 92 zu 91 Stimmen eine von
einer Minderheit Pieren (svp, BE) geforderte Reduktion der Mittel für Massnahmen im
Bereich der Geschlechtergleichstellung um CHF 2 Mio. gut. Der Landwirtschaft sprach
der Nationalrat für 2016 indes mehr Mittel zu, als vom Bunderat vorgesehen gewesen
war. Bei den Direktzahlungen an die Bauern und beim Schoggigesetz folgte die grosse
Kammer mit 125 zu 56 Stimmen bzw. 117 zu 72 Stimmen den Mehrheitsanträgen ihrer
Finanzkommission (FK-NR) und sprach sich dafür aus, die Beiträge im Vergleich zu 2015
nicht zu kürzen. In der zweiten Lesung hielt der Ständerat in sämtlichen Punkten am
Vorschlag des Bundesrates fest, wobei bei den landwirtschaftlichen Differenzen
wiederum nur wenige Stimmen den Ausschlag gaben. Der Nationalrat schwenkte
seinerseits in der zweiten Lesung bei einer Differenz auf die Linie des Ständerates um.
Mit 112 zu 77 Stimmen sprach er sich gegen die Budgetkürzung bei den Massnahmen zur
Gleichstellung aus. Die gesamte SVP und ein Drittel der FDP-Liberalen-Fraktion hatten
für die Kürzung gestimmt. Von den verbleibenden Differenzen konnte in der dritten und
letzten Beratungsrunde dann nur noch eine bereinigt werden. Die kleiner Kammer
folgte mit 23 zu 21 Stimmen einer Minderheit Hösli (svp, GL) und stimmte damit dem
Vorschlag des Nationalrats zu, die Landwirtschaft nach 2015 auch 2016 mit
Direktzahlungen in der Höhe von CHF 2,8 Mrd. zu unterstützen. Damit musste der
Voranschlag wie bereits im Vorjahr vor die Einigungskonferenz. 2
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Da auch nach drei Verhandlungsrunden nicht alle Budgetdifferenzen zwischen den
Räten bereinigt werden konnten, musste am 16. Dezember 2015 eine
Einigungskonferenz zum Voranschlag 2016 tagen. Diese empfahl den Räten, bei den
Ausfuhrbeiträgen für landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte ("Schoggigesetz") und
den Investitionskrediten für die Landwirtschaft dem Nationalrat zu folgen und diese
damit im Vergleich zum Budgetvorschlag des Bundesrates um CHF 26,7 Mio. bzw. CHF 5
Mio. zu erhöhen. Hingegen empfahl sie bei der Frage, ob bei den Sach- und
Betriebsausgaben des Bundes wie vom Nationalrat gefordert zusätzliche
Querschnittkürzungen in der Höhe von CHF 125 Mio. vorgenommen werden sollten, und
beim Thema der Forschungsförderung, die die grosse Kammer um CHF 5 Mio. kürzen
wollte, dem Ständerat zu folgen und auf Kürzungen zu verzichten. Der Ständerat folgte
den Empfehlungen und hiess den Vorschlag der Einigungskonferenz mit 37 zu 6
Stimmen gut. Der Nationalrat stimmte mit 92 zu 70 Stimmen für den Antrag. Eine
Minderheit Aeschi (svp, ZG), die sich mit der Einigungskonferenz nicht einverstanden
zeigte und das Budget platzen lassen wollte, war auch deshalb unterlegen, weil sich
nicht weniger als 33 Ratsmitglieder (23 SVP, 8 FDP und 2 CVP) ihrer Stimme enthalten
hatten. Damit gehörten die Bauern wie bereits im Vorjahr zu den grossen Gewinnern
der Budgetberatungen, aus denen schliesslich ein Voranschlag 2016 resultierte, der
rund CHF 94 Mio. über dem bundesrätlichen Vorschlag lag. Das Budget sah somit ein
Defizit von CHF 496 Mio. vor. Die Vorgaben der Schuldenbremse wurden mit einem
strukturellen Überschuss von CHF 104 Mio. eingehalten. 3
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1) Medienmitteilung Bundesrat vom 1.7.15
2) AB NR, 2015, S. 2013 ff.; AB NR, 2015, S. 2117 ff.; AB NR, 2015, S. 2187; AB SR, 2015, S. 1106 ff.; AB SR, 2015, S. 1224 ff.; AB SR,
2015, S. 1251 ff.; Medienmitteilung FK-SR vom 10.11.15
3) AB NR, 2015, S. 2263 ff.; AB SR, 2015, S. 1315 f.; NZZ, 18.12.15
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